
Fall Steinbach schwelt weiter

Der Klügere gibt nach
Frank Stenglein

Manche Konflikte lassen sich aussitzen,
andere nicht. Der seit Jahren schwelen-

de Fall Erika Steinbach gehört zur letzteren
Kategorie und schaukelt sich gerade zum
ersten Großstreit der neuen Koalition auf.

Was tun? Einerseits ist es normal, dass
der Bund der Vertriebenen seine Präsiden-
tin in den Beirat jener Stiftung entsenden
will, die dem Andenken und der seriösen
Aufarbeitung von Flucht und Vertreibung
dienen soll. Eine Stiftung, die es im Übrigen
ohne Steinbach und den verstorbenen SPD-
Politiker Peter Glotz gar nicht gäbe. Ande-
rerseits ist Steinbach vor allem in national-
polnischen Kreisen verhasst. Teils hat sie
dies durch frühere undiplomatische Äuße-
rungen selbst besorgt, teils wird sie in der
polnischen Innenpolitik von den dortigen
Rechten auch gnadenlos instrumentalisiert.

Sicher: Eigentlich geht es Polen nichts an,
wen Deutschland in eine Stiftung entsendet,
zumal die CDU-Politikerin schließlich keine
Extremistin ist. Es wäre jedoch fatal, würde
das Versöhnungsprojekt gleich zu Beginn
belastet. Am besten wäre es deshalb, Stein-
bach würde nach dem Motto verfahren:
„Der Klügere gibt nach” – und verzichten.

VOR DEM KLIMAGIPFEL IN KOPENHAGEN

König ohne Land
Obamas Klima-Wende hängt im Kongress fest. Warum sich das Warten lohnen könnte

Jürgen Polzin

Washington. 15 Dollar kostet
das Shirt, und es hängt an vie-
len Ecken in Washington.
„Nope” prangt da unter dem
Porträt Barack Obamas. Frü-
her stand dort „Hope”. „No-
pe” bedeutet übersetzt ein
schnodderiges „Nö”. Es ist der
neue Sinnspruch der Republi-
kaner, das Textil gewordene
Misstrauen gegenüber einem
Präsidenten, der nun mitten in
den schwersten innenpoliti-
schen Schlachten steht. Eine
davon heißt Klimaschutz.

Nur noch 20 Tage bis zur
Klimakonferenz in Kopenha-
gen, und wieder sind die USA
die „bad guys” der globalen
Umweltpolitik. Es sei unrealis-
tisch, ein international bin-

dendes Abkommen bis zum
Beginn der Gespräche in der
dänischen Hauptstadt ausar-
beiten zu können, sagte Oba-
mas Klima-Unterhändler Mi-
chael Froman. Eigentlich soll-
te in Kopenhagen fix und fertig
ausgehandelt werden, welche
Regeln im Klimaschutz gelten,
wenn Ende 2012 das Kyoto-
Protokoll ausläuft. Ohne ein
Folgeabkommen wäre Klima-
schutz schon in Kürze nicht
mehr völkerrechtlich verbind-
lich, sondern freiwillig.

Es blieb nicht die einzige
kalte Dusche für Klimaschüt-
zer. Auch China will die Ver-
handlungen vertagen. Japan
und 18 weitere Mitgliedslän-
der des asiatisch-pazifischen
Wirtschaftsforums schlossen
sich an. „Zwei Schritte, ein

»Europa sollte
nicht mit den
Fingern auf

andere zeigen« Schlüsselfrage im Klimaschutz: US-Präsident Obama im Gespräch mit chinesischen Studenten. Foto: rtr

Abkommen” heißt nun die
Strategie: Kopenhagen soll le-
diglich in einer politischen Er-
klärung den Rahmen weiterer
Verhandlungen festlegen. Im
kommenden Jahr könnte der
eigentliche Klimavertrag be-
siegelt werden.

„No, we can’t”

„No, we can’t” heißt es der-
zeit in Washington. Noch
hängt im Kongress ein Ener-
gie- und Klimaschutzgesetz
fest. Im Sommer nahm das Re-
präsentantenhaus den Ent-
wurf der Demokraten Henry
Waxman (Kalifornien) und
Edward Markey (Massachu-
setts) an. Ein zweiter Entwurf
wird nun im Senat diskutiert.
Dort aber braucht ein Gesetz

eine Zwei-Drittel-Mehrheit.
Dort stimmen selbst demokra-
tische Senatoren gegen Klima-
schutz, weil in ihren Wahlkrei-
sen Kohle, Autos oder Stahl
die Jobs sichern.

Die Krux ist die: Ohne Kli-
magesetze in den USA will
China seinerseits keine Aufla-
gen akzeptieren. Aus Gründen
der Gerechtigkeit, heißt es:
Statistisch entfallen auf einen
Chinesen vier Tonnen Koh-
lendioxid, auf einen US-Bür-
ger 20 Tonnen.

Gleichzeitig aber können
die USA in Kopenhagen nichts
unterschreiben, ohne dass zu-
vor der Kongress zugestimmt
hat. Obamas Klima-Wende,
sie hängt fest.

Scheitert also Kopenhagen,
ehe die Konferenz begonnen

hat? In den politischen Denk-
fabriken Washingtons wirbt
man um Verständnis für die
USA. „Europa sollte nicht mit
den Fingern auf andere zei-
gen”, meint Joe Bluestein, Prä-
sident des „Energy and Envi-
ronmental Analysis”. Die USA
würden schon bald „durch-
starten”. Obama könne nicht
in weniger als einem Jahr die
Versäumnisse eines Jahr-
zehnts aufholen, sagt Alexan-
der Ochs, Klimaexperte beim
Worldwatch Institut.

Revolutionen

Was in Europa kaum Beach-
tung gefunden hat: In beiden
Gesetzentwürfen stecken aus
US-Sicht Revolutionen. Die
Einführung des Emissions-
handels mit zumindest lang-
fristig anspruchsvollen CO2-
Sparzielen, strenge Ver-
brauchs-Obergrenzen für Au-
tos, Energiespar-Programme
für Häuser und Gebäude, der
Ausbau erneuerbarer Energi-
en. Der Rest ist Pokern: Mög-
lich ist, dass sich die Republi-
kaner ihr Ja zum Klimaschutz
durch Atomenergie und Öl-
bohrungen vor der Küste be-
zahlen lassen.

Gewinnt also der US-Kon-
gress wertvolle Zeit, wenn sich
Kopenhagen vertagt? „Nicht
unbedingt”, glaubt Michael
Mehling, Präsident des Ecolo-
gic Instituts in Washington.
Ende 2010, zur Halbzeit in
Obamas Amtszeit, finden die
nächsten Wahlen statt. Schon
im April beginne der Wahl-
kampf. Ein Thema haben die
Republikaner jetzt schon: Kli-
maschutz koste Jobs.

DIE ANDEREN
Frankfurter Rundschau zu Steinbach
Die Stiftung ist vor allem auch ein politi-
scher Erfolg von Erika Steinbach. Sie hat
dafür geworben und über Parteigrenzen hin-
weg Bündnisse geschmiedet.Erika Steinbach
und der Bund der Vertriebenen sind nun da-
bei, die Früchte ihrer Ernte verderben zu
lassen. Politischer Krawall scheint ihnen
wichtiger zu sein als die Chance auf eine
kontinuierliche Entwicklung ihrer Sache.

Süddeutsche Zeitung (München)
Hatten Steinbach und der Vertriebenenbund
den Widerstand der SPD noch gelten lassen,
nehmen sie den neuen Koalitionspartner
und seine Bedenken offenbar nicht für voll.

Thüringer Allgemeine (Erfurt) zu Hunger
Die angemahnten Investitionen in die klein-
bäuerliche Produktion in Afrika, Asien oder
Lateinamerika werden seit langem blockiert,
weil die Interessen der Nordhalbkugel ihnen
entgegen stehen.

UNSERE LESER
Zu „Vom Geschäft mit dem Tod”
Ihre Ausführungen über die Berichterstat-
tung vieler TV-Anstalten ist völlig richtig.
Aber auch die schreibende Presse hat sich
nicht besonders in Zurückhaltung geübt.
Der ganze Aufwand um den Tod eines Fuß-
ball-Profis war – gelinde gesagt – unverhält-
nismäßig. Heinz Hüllmann, Bochum

Jackson und Enke füllen Stadien mit wein-
enden Trauernden, die sie persönlich gar
nicht kannten. Vier tote Babys in der Tief-
kühltruhe sind morgen wieder vergessen.

Oliver Wienzek, Dortmund

Zu „SPD-Parteitag in Dresden”
Unsere Sozialsysteme sind marode, sie müs-
sen solidarisch neu gestaltet werden. Eine
Bürgerversicherung muss her. Besserverdie-
ner müssen mehr und die mit den kleinen
Einkommen entsprechend weniger in den
Topf zahlen. Das sollte sich die SPD auf die
Fahnen schreiben. Hans-W. Backs, Herne

Welternährungsgipfel

Beten allein
hilft nicht

Silke Hoock

Niemand aus der Runde der führenden
Industrienationen (G8) – bis auf den

gastgebenden Ministerpräsidenten Silvio
Berlusconi – ist nach Rom gereist. Angela
Merkel nicht, Nicolas Sarkozy nicht, und
Barack Obama ist in China. Dabei soll es
beim Welternährungsgipfel, der am Sitz der
UN-Organisation für Landwirtschaft und
Ernährung (FAO) stattfindet, doch um die
Bekämpfung des Hungers in der Welt ge-
hen. Aber das Fernbleiben der Politiker ist
auch ein Bekenntnis. Nämlich dazu, wel-
chen Stellenwert sie den Hungernden ein-
räumen. Ihr Anfang des Jahrtausends pro-
klamiertes Ziel, die Zahl der Hungernden
von damals noch 840 Millionen Menschen
bis zum Jahr 2015 zu halbieren, erweist sich
als Lippenbekenntnis.

Aktuell hungern eine Milliarde Menschen
– vor allem in Asien und Afrika. Alle sechs
Sekunden stirbt ein Kind an Unterernäh-
rung. Wer angesichts dieser Zahlen und der
wachsenden Weltbevölkerung keinen
Handlungswillen zeigt, handelt menschen-
verachtend. Wer das Halbierungsziel erneut
beschwört, ist nicht ernst zu nehmen.

Den 60 Staatschefs aus 191 Nationen den
Handlungswillen abzusprechen, mögen die-
se als ungerecht empfinden. Immerhin gei-
ßelten sie den Hunger als „Schandfleck”.
Immerhin verpflichteten sie sich, Gelder für
Entwicklungshilfe in länderspezifische Pro-
jekte zu investieren. Immerhin wollen sie
die Bauern in den Entwicklungsländern in
die Lage versetzen, ihre Produktivität zu er-
höhen. Aber leider fehlt es in der gestern
gemachten Erklärung an konkreten Zielen
und Zahlen. Allein das Problem erkannt zu
haben, reicht nicht, um die Menschen satt
zu machen. Oder die im Überfluss vorhan-
denen Lebensmittel gerecht zu verteilen.

Jetzt müssen die Staatschefs den Mut ha-
ben, jenen Lebensmittelmultis die rote Kar-
te zu zeigen, die Nutznießer der offenen
Märkte sind. Die die armen Länder mit ih-
ren Produkten überschwemmen, den Saat-
gutmarkt kontrollieren und die Preise ka-
putt machen. Die in großem Maße Anbauf-
lächen kaufen, um Pflanzen für die Gewin-
nung von Biodiesel anzubauen. Immer zum
Schaden der Kleinbauern, die dringend Hil-
fe benötigen. Damit sie ihre Produkte wie-
der in ihrem Dorf verkaufen und davon le-
ben können. 80 Prozent (!) der Hungernden
sind Bauern aus Entwicklungsländern.

Papst Benedikt XVI. hat den Gipfel-Teil-
nehmern die Leviten gelesen. Sie sollen
endlich handeln. Selbst der Heilige Vater
setzt angesichts des elenden Problems nicht
mehr allein auf die Kraft des Gebets.

GLOSSIERT

So kann man sich irren
Der Wagen hatte auf den ersten Blick nichts
Auffälliges. Bis auf die Aufschrift vielleicht.
„Easybad” prangte in Großbuchstaben auf
der Seite.

In Zeiten, wo sich jeder kleine Hausmeis-
terdienst sofort Facility-Management nennt,
eigentlich nichts Aufregendes. Und für einen
Menschen mit Englischkenntnissen ist die
Bedeutung sofort klar. Easy, wissen wir,
heißt einfach oder leicht, und bad natürlich
schlecht, das kennen wir schließlich von der
Bad Bank. Ist das Beworbene einfach
schlecht oder beförderte der Firmenwagen
etwa leicht verderbliche Ware? Nach einem
Kühlwagen sah er nicht aus, war auch nicht
groß genug.

Eine rote Ampel erlaubte einen zweiten
Blick, und der verriet, dass sich ein Badaus-
statter dahinter versteckte. Da muss man
aber erst mal drauf kommen. Ist das nun ein
ganz raffinierter oder ein verunglückter Wer-
betrick? Gar nicht zu lange drüber nachden-
ken, sonst wird einem nicht nur leicht, son-
dern noch ganz schwer schlecht. fesch

„Eine Frage des Überlebens”
Umweltminister Norbert Röttgen (CDU) appelliert an die USA

Essen. Umweltminister aus 44
Ländern haben am Montag in
Kopenhagen einen letzten An-
lauf unternommen, um die
festgefahrenen Verhandlun-
gen über ein neues Klima-
schutzabkommen wieder in
Gang zu bringen. Bundesum-
weltminister Norbert Röttgen
(CDU) sagte am Rande der
zweitägigen Gespräche, er
spüre einen „starken Willen”
der Teilnehmer, den Weltkli-
magipfel zu einem Erfolg wer-
den zu lassen.

Zuvor hatte Röttgen einen
dramatischen Appell an die
USA gerichtet. „Es gibt keine
Alternative zum Erfolg. Und

ein Teil des Erfolgs ist, dass alle
dabei sind. Dazu gehören
zwingend auch die USA”, sag-
te der Minister in einem Inter-
view mit dem „Focus”. In Ko-
penhagen müsse zwingend ein
neues Klimaschutzabkommen
geschlossen werden. Bei der
UN-Konferenz vom 7. bis zum
18. Dezember gehe es „nicht
um abstrakte Expertendiskus-
sionen”, sondern um eine
Schicksalsfrage: „Es ist eine
existenzielle Frage: Überlebt
unser Planet oder geht er bald
unter?” so Röttgen.

Dänemark, Gastgeber der
Verhandlungen, strebt nach
den jüngsten Rückschlägen

nun den Abschluss einer ver-
bindlichen Vereinbarung bis
Ende 2010 an. Womöglich
könne im Dezember kommen-
den Jahres ein international
rechtlich bindendes Abkom-
men zu Stande kommen, sagte
die dänische Energieministe-
rin Connie Hedegaard „Aber
es hängt davon ab, wie weit die
Staaten bei den kritischen
Themen zu gehen bereit sind”,
schränkte sie ein.

Die nächsten internationa-
len Klimagespräche nach dem
Gipfel in Kopenhagen sind für
Mitte 2010 in Bonn und De-
zember 2010 in Mexiko ge-
plant. pol

Im Kernschatten

WAZ-Zeichnung: Waldemar Mandzel
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600
lokale Bündnisse für Familien gibt es bun-
desweit. Ziel der Bündnisse ist es, eine Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu ermög-
lichen.
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